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(Nr. 8285.) Geſetz, die Gebühren der Hebammen in der Provinz Schleswig ⸗Holſtein betreffend. 
f Vom 23. April 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein, was folgt: 


Einziger Paragraph. 


Die durch die Paſſus 2. und 4. des Kanzleipatents vom 3. September 
1818. (Chronologiſche Samml. S. 203.) und die $$. 24. und 25. der Heb⸗ 
ammen⸗Ordnung für das Herzogthum Holſtein vom 16. Februar 1854. (Geſetz⸗ 
und Miniſterialbl. von 1854. S. 129.) eingeführte Sporteltaxe für die Diſtrikts⸗ 
a) Hebammen, ſowie die denſelben beigelegte Befugniß, auf Hochzeiten 
und Kindtaufen Sammlungen anzuſtellen, beziehungsweiſe die Ablöſung dieſer 
Sammlungen zu verlangen, endlich die durch Reſolution vom 14. Dezember 
1787. (Chronologiſche Samml. S. 150.), Cirkularverfügung vom 2. und 13. Auguſt 
1819. (Chronologiſche Samml. S. 94.) und $. 19. der Hebammen⸗Ordnung für 
das Herzogthum Holſtein vom 16. Februar 1854., ſowie durch die Hebammen⸗ 
Ordnung für das Herzogthum Schleswig vom 18. Februar 1765. (Chronologiſche 
Samml. Nr. 3.) und die Reſolution vom 9. Juni 1815. (Chronologiſche Samml. 
Nr. 41.) begründete Befugniß der Diſtrikts⸗(Bezirks⸗) Hebammen, in allen Ge⸗ 
burtsfällen, in welchen ſie nicht ſelbſt, ſondern eine andere Hebamme oder ein 
Geburtshelfer Hülfe geleiſtet hat, von der Entbundenen Gebühren zu verlangen, 
werden hierdurch aufgehoben. 
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Ausgegeben zu Berlin den 8. Mai 1875. 
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Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wiesbaden, den 23. April 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr, 8286.) Vertrag zwiſchen Preußen und Heſſen wegen Führung der Berlin» Wetzlarer 
Bahn durch Großherzoglich Heſſiſches Gebiet und wegen Anlage einer 
Zweigbahn von Kinzenbach in das Bieberthal. Vom 27. Dezember 1874. 


Sen Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Heſſen und bei Rhein haben zum Zwecke einer Vereinbarung 
über die Sührung der Berlin⸗Wetzlarer Bahn durch Großherzoglich Heſſiſches 
Gebiet und über die Anlage einer Zweigbahn von Kinzenbach in das Bieberthal 
Bevollmächtigte ernannt, nämlich: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: ö 
Allerhöchſtihren Miniſterial-Direktor der Eiſenbahnverwaltung 
Theodor Weishaupt, 0 
9 0 Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei 
hein: 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Dr. Carl Neidhardt, 
welche unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Staatsvertrag geſchloſſen haben: 


Artikel J. N 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung, die durch das Königlich Preußiſche Geſetz vom 11. Hunt 1873. zur 
Ausführung auf Staatsrechnung genehmigte Eiſenbahn von Berlin nach Wetzlar 
durch Großherzoglich Heſſiſches Gebiet über Lollar und Kinzenbach nach Wetzlar 
b führen, auch von Kinzenbach aus eine Zweigbahn zu den im Bieberthal 
elegenen Erzfundſtätten entweder ſelbſt anzulegen und zu betreiben, oder durch 
ne anlegen und betreiben zu laſſen. Bei Lollar und Kinzenbach ſollen 


tationen für den Perſonen⸗ und Güterverkehr angelegt, und die betreffenden 


Anlagen bei Lollar mit der Main⸗Weſerbahn in Schienenverbindung gebracht 


werden. 
ö Artikel II. 5 f 
Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung räumt für die nach gegenwärtiger 
Uebereinkunft innerhalb Ihres Gebietes herzuſtellenden Eiſenbahnanlagen Maß 
! Aß⸗ 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedructem | 


erforderlichen Grund und Bodens ein. 


* 


ion des dazu 


aßgabe der beſtehenden Sandesgefeke das Recht zur Expropriat 


‚ 


Artikel III. * 


Sowohl die Feſtſtellung des geſammten Bauprojekts für die den Gegen⸗ 
ſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahnen, als auch die Prüfung der 410 
wendenden Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, ſoll lediglich der Königlich 
Preußiſchen Regierung zuſtehen. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung 
und Genehmigung der Bauprojekte, ſoweit dieſe die Herſtellung von Brücken, 
Durchläſſen, Flußkorrektionen, Wegeübergängen und i e betreffen, 
nebſt der baupolizeilichen Prüfung der Bahnhofsanlagen der Großherzoglich 
Heſſiſchen Regierung innerhalb Ihres Gebietes vorbehalten. 

Sollte die Großherzoglich Heſſiſche Regierung künftig in Folge eintretenden 
Bedürfniſſes die Anlagen neuer Waſſerdurchläſſe, Staats oder Vizinalſtraßen 
anordnen oder genehmigen, welche die projektirten Eiſenbahnen kreuzen, ſo kann 
die Königlich Preußiſche Regierung hiergegen keine Einſprache erheben; es ſollen 
aber von der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung alle erforderlichen Maßregeln 
getroffen werden, damit durch ſolche Anlagen weder der Betrieb der Eiſenbahnen 


geſtört werde, noch der Betriebsverwaltung ein anderer Aufwand daraus erwachſe, 


als der für die Bewachung der neuen Uebergänge. 


Artikel IV. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem Bahnkörper 
und den Kunſtbauten die fh zwei Geleiſe erforderlichen Abmeſſungen geben 
und zur Ausführung des zweiten Geleiſes nach eigenem Ermeſſen ſchreiten zu 
laſſen. Die Spurweite der Bahngeleiſe ſoll 1,135 Meter im Lichten der Schienen 
betragen, auch die Ausführung der Bahn und das geſammte Betriebsmaterial 
unter Beachtung der vom Reiche zu erlaſſenden Normativbeſtimmungen, ſofern und 
ſoweit aber ſolche nicht ergehen, nach Maßgabe der von dem Vereine der Deutſchen 
e eee den angenommenen einheitlichen Vorſchriften für den durch⸗ 
gehenden Verkehr u eingerichtet werden, daß die Transportmittel nach 
allen Richtungen hin auf die angrenzenden Bahnen ungehindert übergehen können. 

f Artie ;; 
Dier Großherzoglich Heſſiſchen Regierung bleibt in Anſehung der auf Ihrem 
Gebiete belegenen Pohnſte zen bie Landeshoheit ee 5 15 

Auf dieſen Strecken ſollen nur Großherzoglich Heſſiſche Hoheitszeichen an⸗ 
0 und von den daſelbſt ſtationirten ihnen ſofern ſie Großherzog⸗ 
i 


lich Heſſiſche Unterthanen find, die Großherzoglich Heſſiſche Kokarde getragen werden. 


Artikel VI. a 

Die kontrahirenden Regierungen ſagen ſich gegenſeitig die den beſtehenden 
Geſetzen entſprechende, von den kompetenten Behörden zu bewirkende Unterſuchung 
und Beſtrafung derjenigen Polizei⸗ und Kriminalvergehen zu, welche die Anlage 
dieſer Bahnſtrecken und den Transport auf denſelben e „und von ihren 
reſpektiven Unterthanen in dem Gebiete des anderen Staates werden begangen werden. 
(Nr, 8286.) 29* Die 


EIER TRUTH 
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Die Königlich Preußiſche Eiſenbahnverwaltung hat wegen aller Entſchädi⸗ 
ungsanſprüche, welche aus Anlaß der Anlage oder des Betriebes der im Groß⸗ 
1 0 Heſſiſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecken gegen ſie erhoben werden 
möchten, ſich der Großherzoglich Heſſiſchen Gerichtsbarkeit und den Großherzog⸗ 
lich Heſſiſchen Geſetzen zu unterwerfen und zu dieſem Behufe in Gießen Domizil 


zu nehmen. 
Artikel VL. ö 
Die im Sogn Heſſen zum Schutze der Eiſenbahnen und Tele⸗ 
raphen und des Betriebes derſelben jeweilig beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
finden gleichmäßig auch auf die im Großherzoglich Heſſiſchen Gebiete 10 
Strecken der den Gegenſtand dieſes Vertrags bildenden Eiſenbahnen Anwendung. 


Artikel VIII. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung wird zur Handhabung des Ihr über 
die im Seh belegenen Bahnſtrecken zuſtehenden Hohes, und Auf⸗ 
ſichtsrechts einen beſtändigen Kommiſſarius beſtellen, welcher die Beziehungen zur 
Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu ver⸗ 
treten hat, welche nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten 
der Behörden geeignet ſind. 


e 


Artikel IX. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf den im Großherzoglich Heſſiſchen 
Gebiete belegenen Bahnſtrecken erfolgt durch das Königlich Preußische Eiſenbahn⸗ 
perſonal, welches auf Präſentation der Königlich Preußiſchen Betriebsverwaltung 
von den kompetenten Großherzoglichen Behörden in Pflicht zu nehmen iſt. 

Die Handhabung der Allee Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer 
Bahnſtrecken den betreffenden Großherzoglichen Organen ob. Dieſelben werden 
den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel X. 


Die Anſtellung und Beaufſichtigung der Beamten für die auf Großher⸗ 
zoglich Heſſiſchem Gebiete belegenen Bahnſtrecken erfolgt lediglich durch die 10 
ſtändigen Königlich Preußiſchen Behörden. Bei der Anſtellung von Bahn⸗ 
wärtern, Weichenſtellern und Unterbeamten ähnlicher Kategorien für dieſe Strecken 
ſoll auf Angehörige des Heſſiſchen Staates vorzugsweiſe Rückſicht genommen 
werden, falls qualifizirte Militäranwärter, unter welchen Großherzoglich Heſſiſche 
Staats⸗ und Kontingentsangehörige gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung 
der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. g 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande des Heimath⸗ 
landes nicht aus und ſind während ihres dienſtlichen e daſelbſt nur 
denjenigen Steuern und Perſonallaſten unterworfen, welche nach den dortigen 
nl unter gleichen Verhältniſſen für alle Fremden zur Anwendung 

elangen. 5 

: Die Bahnbeamten ſind rückſichtlich der Disziplinarbehandlung ausſchließlich 

der Königlich Preußiſchen Regierung beziehungsweiſe deren zuſtändigen Organen, 
a im 
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im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates unterworfen, in 
welchem Be ihren amtlichen Wohnſitz haben. 


Artikel XI. 

Die Beſtimmung der Fahrzeiten und Transportpreiſe ſteht, unbeſchadet der 
Zuſtändigkeit des Reichs, ausſchließlich der Königlich Preußiſchen Regierung zu. 
Artikel XII. 

Die Großherzoglich Heſſiſche a nimmt ein Recht auf den Erwerb 
der Bahnen nicht in Anspruch, ferner wird Sie, ſo lange die Bahnen im Eigen⸗ 
thum und Betriebe der RN Preußiſchen Regierung fich befinden, den Br 
trieb weder mit einer Gewerbeſteuer, noch einer anderen Staatsabgabe belegen 
und von den Bahnen mit allem Zubehör nur diejenige Grundſteuer erheben 
laſſen, welche den jeweiligen geſetzlichen Beſtimmungen gemäß ſich für die zu den 
Bahnen verwendeten Immobilien ohne Rückſicht auf dieſe Verwendung nach 
ihrer bisherigen Benutzungsart berechnet. 


Artikel XIII. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung und 55 e ende des Deutſchen Reichs, auf dem 
Terrain, welches für die den Gegenſtand dieſes Vertrags bildenden Eiſenbahnen 
0 erwerben iſt, ober⸗ und unterirdiſche elektromagnetiſche Telegraphenlinien durch 
as Großherzogliche Gebiet zu führen, dieſe Linien zu Zwecken des Bahnbetriebes 
beziehungsweiſe des öffentlichen Verkehrs nutzbar zu machen, und die Leitungen 
nach Maßgabe des eintretenden Bedürfniſſes zu vermehren. 


Artikel XIV. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird ohne Zuſtimmung der Groß— 
herzoglich Heſſiſchen Regierung die auf deren Gebiete belegenen Bahnſtrecken 
nicht veräußern. a 

Artikel XV. 


Die Ratifikationen dieſes Vertrages ſollen ſpäteſtens binnen drei Monaten 
nach der Unterzeichnung in Berlin ausgewechſelt werden. g 


Dedſſen zu Urkund iſt gegenwärtiger Vertrag zweifach ausgefertigt, von den 
Bevollmächtigten unterſchrieben und mi deren Stegen verjehen worden. 


So geſchehen und vollzogen Berlin, den 27. Dezember 1874. 


(L. S.) Theodor Weishaupt. 
(. S.) Carl Neidhardt. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr, 8286.) Be⸗ 


ae 


Botannmachung. I 


er Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: N 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Juli 1874., betreffend die Uebernahme 
des Betriebes der der Saal⸗Unſtrut Eiſenbahngeſellſchaft konzeſſionirten 
an durch die Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft, durch die 

mtsblätter i 


der Königl. Regierung zu Merſeburg Jahrgan 1875. Nr. 14. S 81. 
bis 84., ausgegeben den 3. Apr 1875. 


der Königl. Regierung zu Erfurt Jahrgang 1875. Nr. 13. S. 76. 
bis 79., ausgegeben den 27. März 1875.; 


2) der am 21. Auguſt 1874. Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zum Statut 
des Carlowitz-Ranſerner Deichverbandes vom 6. Juli 1853. durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Jahrgang 1875. Nr. 12. 
S. 78./79., ausgegeben den 18. März 1875. . 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Dezember 1874., betreffend die Aenderung 
mehrfacher Beſtimmungen des Statuts der Schleſiſchen Boden⸗Kredit⸗ 


Aktienbank zu Breslau vom u durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Breslau Jahrgang 1875. Nr. 14. außerordent⸗ 
liche Beilage S. 99. bis 105., ausgegeben den 2. April 1875. 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Februar 1875., betreffend die Herab⸗ 
ſetzung des Zinsfußes von 5 Prozent auf 43 Prozent für diejenige An⸗ 
leihe, zu deren Aufnahme der Kreis Aſchersleben durch das Privilegium 
vom 24. Januar 1870. (Geſetz-Samml. S. 128.) endet worden iſt, 
durch das Amtsblatt der Königl. 18 zu Magdeburg Nr. 12. 
©. 123., ausgegeben den 20. März 1875. 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Februar 1875., betreffend die Genehmigung 
einer Aenderung des F. 47. al. 2. des Revidirten Statuts der 9 
Bodenkredit-Aktienbank zu Berlin, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Potsdam Nr. 18. S. 137., ausgegeben den 30. April 1875.; 


b) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Februar 1875., betreffend das der Stadt⸗ 
gemeinde Berlin verliehene Enteignungsrecht für die Anlage einer Waſſer⸗ 
leitung, welche das Waſſer aus an dem Ufer des Tegeler Sees anzu⸗ 
legenden Tiefbrunnen, reſp. aus dieſem See ſelbſt entnimmt und mittelſt 
der auf dem Charlottenburger Plateau nu der Spree und Weſtend 
anzulegenden Zwiſchen-Reſervoire der Stadt Berlin zuführt, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 18. S. 135., aus⸗ 
gegeben den 30. April 1875., f 

7) der 


) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. März 1875., betreffend die Auflöſung der 
Berliner Nord⸗Eiſenbahngeſellſchaft, durch die Amtsblätter ; 


der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 16. ©. 121., ausgegeben 
den 16. April 1875, f 


der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 16. S. 79., ausgegeben den 
16. April 1875. 


der Königl. Regierung zu Stralſund Nr. 15. S. 93., ausgegeben 
N den 15. April 1875.; 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 5. März 1875., betreffend die Genehmigung 
des Sechsten Nachtrags zu dem Revidirten Reglement für die Landfeuer⸗ 
ſozietät der Kurmark den und der Niederlauſitz vom 15. Januar 
1855., durch die Amtsblätter 


der 551 55 Regierung zu Potsdam Nr. 14. S. 111., ausgegeben 1 
den 2. April 1875., 


der a Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 14. S. 96., aus⸗ 
gegeben den 7. April 1875. 


9) der Allerhöchſte Erlaß vom 6. März 1875., betreffend die Genehmigung 
des von dem zweiten Generallandtage der Neuen Weſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft aufgeſtellten Zweiten Nachtrages zu dem Statute dieſer Landſchaft 
vom 3. Mai 1861., durch die Amtsblätter 


der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 15. S. 79. bis 81., aus⸗ 
gegeben den 10. April 1875., 


der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 15. außerordentliche 
Beilage S. 1. bis 4., ausgegeben den 14. April 1875.; 5 


10) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. März 1875., betreffend die Verleihung 
des 1 1 Srechts bezüglich derjenigen Grundſtücke, welche zur Aus⸗ 
führung der Kanaliſirung der Saarſtrecke von Louiſenthal bis Ensdorf, 
ſowie zu den dazu nothwendigen Bauten von Schleuſen, Winterhäfen, 
Kohlenhalden und ſonſtigen zugehörigen Bauanlagen erforderlich ſind, 

durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 15. S. 94., 

ausgegeben den 15. April 1875.; 


11) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. März 1875., betreffend die Verleihung 
x des Enteignungsrechts bezüglich der zur Verlegung der Krummenweg⸗ 
6 Werdener Staatsſtraße in und um Kettwig an der Ruhr erforderlichen 
Grundflächen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf 
Nr. 16. S. 167., ausgegeben den 10. April 1875. 


12) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. März 1875., betreffend das der Stadt⸗ 
gemeinde St. Johann im Kreiſe Saarbrücken verliehene Enteignungsrecht 
zum 


zum Zwecke Verbreiterung des dortigen Mühlenweges, durch das Amts⸗ 


blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 15. S. 94., ausgegeben den 
15. April 1875.; 


13) der Allerhöchſte Erlaß vom 25. März 1875., betreffend das der Königl. 
Württembergiſchen Regierung verliehene Enteignungsrecht für die zum 
Zwecke der Ausführung der von Balingen über Ebingen nach Sigma⸗ 
ringen zu führenden Eiſenbahn erforderlichen, in dem Preußiſchen Staats⸗ 
gebiet belegenen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Sigmaringen Nr. 17. S. 76., ausgegeben den 23. April 1875. 


Redigirt im Büreau des Staats Minifteriums, 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


